
Stichtag 30. Juni: 
Nachweisfrist für Fortbildungen endet

Bis Ende Juni müssen Zahnärztinnen und Zahnärzte regelmäßig ihre Fortbildungsnachweise 
einreichen. Dann endet die gesetzlich vorgegebene Fünfjahresfrist, in der sie absolvierte Fort-
bildungen belegen müssen.

Text: Monika Kunz, Geschäftsbereich Recht der KZV Rheinland-Pfalz

Aktuell sind rund 300 Zahnärztinnen und 
Zahnärzte aufgefordert, der KZV Rhein-
land-Pfalz zu bestätigen, dass sie ihrer 

gesetzlichen Pflicht zur Fortbildung nachgekom-
men sind. Stichtag hierfür ist der 30. Juni 2025.

Angeschrieben wurden in diesem Jahr alle Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte, die

 » in der Zeit vom 1. Juli 2019 bis 30. Juni 2020 
zugelassen oder angestellt genehmigt und tä-
tig waren oder

 » letztmalig zum 30. Juni 2020 abgefragt wur-
den.

Grundlage für die Abfrage ist eine lückenlose Tä-
tigkeit von fünf Jahren in Rheinland-Pfalz. Das 
heißt, Zahnärzte und Zahnärztinnen müssen in 
vorgenannten Zeiten durchgängig gearbeitet ha-
ben. Haben sie ihre Tätigkeit pausiert, zum Bei-
spiel durch ein Ruhenlassen der Zulassung bzw. 
der Anstellungsgenehmigung oder bei einem 
Wechsel des Arbeitgebers, verschiebt sich die 
Abfrage auf den 30. Juni der Folgejahre. Schließt 
eine neue Tätigkeit nahtlos an die alte an, ver-
schiebt sich der Abfragezeitpunkt nicht.

Übrigens: Online können unbegrenzt Fortbil-
dungspunkte erworben werden. Angebote für 
„Continuing Medical Education“ (CME) sind bei-
spielsweise

 » www.zm-online.de
 » www.iww.de
 » www.zwp-online.info
 » www.dental-online-college.com
 » www.quis.tv (Quintessence)

Ausblick: Stichtag 30. Juni 2026

Sie wurden in diesem Jahr nicht von der KZV 
Rheinland-Pfalz angeschrieben? Bitte prü-
fen Sie, ob dies im nächsten Jahr der Fall sein 
könnte, und bereiten Sie sich zeitig auf eine 
Abfrage vor. Angesprochen werden im Jahr 
2026 alle Zahnärztinnen und Zahnärzte, die

 » in der Zeit vom 1. Juli 2020 bis 30. Juni 2021 
zugelassen oder angestellt genehmigt und 
tätig waren oder 

 » letztmalig zum 30. Juni 2021 
abgefragt wurden.
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Gut zu wissen: Übersicht zur Fortbildungspflicht 
Was bedeutet Fortbildungspflicht?

Nach § 95 d SGB V ist jeder Vertragszahnarzt „verpflich-
tet, sich in dem Umfang fortzubilden, wie es zur Erhaltung 
und Entwicklung der zu seiner Berufsausübung in der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung erforderlichen Fach-
kenntnisse notwendig ist“. Jeder Vertragszahnarzt hat 
alle fünf Jahre gegenüber seiner KZV zu dokumentieren, 
dass er dieser Pflicht nachgekommen ist. Das heißt, er 
muss innerhalb eines Fünfjahreszeitraums mindestens 
125 Fortbildungspunkte erreichen und diese schriftlich 
nachweisen. Der Nachweiszeitraum beginnt mit dem Zeit-
punkt der Aufnahme der vertragszahnärztlichen Tätigkeit.

Wer ist nachweispflichtig?

Sowohl zugelassene und ermächtigte als auch angestell-
te Zahnärzte in Voll- oder Teilzeit müssen 125 Punkte 
nachweisen. Weiterbildungs- und Entlastungsassisten-
ten sind von der Fortbildungspflicht ausgenommen. 
Mund-Kiefer-Gesichtschirurgen, die in der Regel eine 
Doppelzulassung als Arzt und Zahnarzt haben, müssen 
gegenüber der Kassenärztlichen und der Kassenzahn-
ärztlichen Vereinigung den Nachweis erbringen.

Welche Fortbildungen werden anerkannt?

In den Nachweis werden nur Fortbildungen aufgenom-
men, die den gemeinsamen Leitsätzen der Bundeszahn-
ärztekammer (BZÄK), der Deutschen Gesellschaft für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) und der 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) ent-
sprechen. Die Leitsätze schließen neben Onlinesemina-
ren auch das Eigenstudium ein. Maximal 50 der insge-
samt 125 Punkte (sprich zehn Punkte pro Jahr) können 
für das Selbststudium von Fachliteratur eingereicht wer-
den. Hierfür sind keine Belege erforderlich. Zahnärzte 
können zudem Punkte anerkennen lassen, die sie in 
Fortbildungen für Ärzte erworben haben. Die Fortbildun-
gen werden auf Grundlage des Punkteschemas der 
BZÄK und der DGZMK bewertet. Die Leitsätze und  die 
Punktebewertung sind unter www.kzbv.de/vertrags 
zahnaerztliche-fortbildung.440.de.html abrufbar.

Wie läuft der Nachweis ab?

Die KZV Rheinland-Pfalz möchte ihren Mitgliedern den 
Nachweis der Fortbildungspflicht so einfach wie möglich 
machen. Deshalb schreibt sie jedes Frühjahr zugelassene 
und angestellte Zahnärzte an, die in dem entsprechen-
den Jahr ihrer Nachweispflicht für die vergangenen fünf 
Jahre nachkommen müssen. Auf einem Formular bestä-

tigt der Zahnarzt, seine Fortbildungspflicht erfüllt zu ha-
ben. Dieses Formular ist im Original spätestens bis zum 
30. Juni des Jahres an die KZV zurückzusenden. Fortbil-
dungszertifikate sind zunächst nicht beizufügen. Diese 
werden erst im Anschluss stichprobenweise überprüft. 
Die dafür ausgewählten Zahnärzte werden erneut ange-
schrieben und zur Vorlage ihrer Nachweise aufgefordert. 
Hierfür ist zu beachten: Fortbildungszertifikate oder Teil-
nahmebestätigungen sind mindestens ein Jahr nach Ab-
schluss des Fünfjahreszeitraums aufzubewahren.

Welche Besonderheiten gelten für angestellte 
Zahnärzte?

Auch angestellte Zahnärzte unterliegen der Fortbil-
dungspflicht und müssen unabhängig von ihrem Be-
schäftigungsumfang alle fünf Jahre 125 Fortbildungs-
punkte erwerben. Nachweispflichtig ist jedoch nicht der 
angestellte Zahnarzt selbst, sondern der Arbeitgeber. Er 
ist dafür verantwortlich, dass der Nachweis terminge-
recht bei der Kassenzahnärztlichen Vereinigung eingeht. 
Die KZV Rheinland-Pfalz informiert den Praxisinhaber 
rechtzeitig über die Frist für den Nachweis.

Was geschieht, wenn der Nachweis nicht 
erbracht wird?

Erbringt ein Vertragszahnarzt den erforderlichen Nach-
weis nicht (vollständig), ist die KZV per Gesetz angehal-
ten, sein Honorar zu kürzen: für die ersten vier Quartale, 
die auf den Fünfjahreszeitraum folgen, um zehn Prozent, 
ab dem fünften Quartal um 25 Prozent. Fehlende Nach-
weise können innerhalb von zwei Jahren nachgereicht 
werden, die Honorarkürzung bleibt aber bis zum Ende 
des Quartals der Vorlage bestehen. Überschreitet der 
Zahnarzt auch die Zweijahresfrist, droht ihm der Entzug 
der Zulassung. Bei Berufsausübungsgemeinschaften 
wird grundsätzlich das Gesamthonorar der Praxis durch 
die Anzahl der an ihr beteiligten Vertragszahnärzte ge-
teilt und der rechnerische Anteil des Vertragszahnarztes, 
der den Nachweis nicht erbracht hat, gekürzt. Kommt ein 
angestellter Zahnarzt seiner Fortbildungsverpflichtung 
nicht nach, wird das Honorar des Praxisinhabers gekürzt. 
Kann der angestellte Zahnarzt den Nachweis nicht inner-
halb von zwei Jahren nachreichen, kann ihm die Geneh-
migung zur Anstellung entzogen werden.

Sie haben Fragen?

Ihre Ansprechpartnerin bei der KZV Rheinland-Pfalz:
Monika Kunz  

  06131 / 8927-107   monika.kunz@kzvrlp.de
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